
556 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

Bericht 
des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (418 der Beila­
gen): Bundesgesetz über das polizeiliche 

Meldewesen (Melde gesetz 1972) 

Durch den Einsatz yon techni~chen Hi:lfsmit-
. teln wurde eine Rationalisierung der Verwal­
tungstätigkeit auf dem Gebiete des polizei1ichen 
Meldewesens erreicht. Diese Fortschritte erlauben 
es insbesondere, unter Gewährleistung der Er­
reichung des angestre:bten Verwaltungszweckes, 
die B,evölkerung yon der Einhaltung üherflüs\Sig 
gewordener Vorschriften zu entlasten und somit 
eine Libera'lisierung des polizdlichen Melde­
wesens herheizuführen. Dementsprechend sieht 
der vorlliegende Entwurf eines Meldegesetzes 
1972 eine Neufa&sung der Vorschriften üher das 
polizeiliche Meldewesen vor. 

Die wesentlichsten Anderungen gegenüber der 
bisherigen Rechtslage sind: 

Festsetzung der Meldepflicht des Unterkunft­
nehmers, Neufestsetzung und weitgehende Ver­
einfachung der melderechtlichen Fristen, Erwei­
terung des Kataloges der Ausnahmen yon der 
Meldepflicht, Vereinfachung des Me1devorganges 
bei der Unterkunft in Wohnungen und in Be-' 
herbergung,sbetrieben, erstmalige Schaffung spe­
zieller Bestimmungen über die Ausscheidung 
nicht mehr benötigter Meldezettel, Anpassung 
des Entwurfes an die Erfordernisse e[,ektroni­
scher Datenverarbeitung und Neugestaltung der 
Strafbestimmungen, insbesond,ere Wegfall des 
Primärarr,estes. . 

Der Verfa,ssungsausschuß hat zur Vorbehand­
lungder Regierungsvorlage am 19. Oktober 1972 
einen Unterausschuß eing,esetzt, dem yon der 
Sozialistischen Part,ei österreichs die Abg,eord-. 

log. Hobl 
Berimtersta tter 

neten Ing. Hob 1, Dr. K·e r s t n ,i g und 
T haI h a m m e r, von der österreichischen 
V ol:kspartei die Abg,eordneten Dr. P e 1 i k a 0 

und S t 0 h s und von der Freiheitlich·en Partei 
österreichs ,der Abgeordnete Dr. B r oe s i g k e 
angehörten. 

Der Unterau&schuß hat im Zuge seiner Be­
ratungen, einige Abänderungen des Gesetzent­
wurfes vorgeschlagen. 

In seiner Sitzung am 20. November 1972 hat 
der Verfassungsausschuß den vom Abgeordneten 
T haI harn m e r erstatteten Bericht des 
Unterausschusses entgegengenommen und nach 
Wortmeldungen der Abgeordneten Dr. Er m a­
c 0 r a, S t 0 h s, 0 fe n böe k, Doktor 
Sc h m i d t, Ing. Ho bl sowie des Obmann­
'stellv,ertreters Dr. Pr a d 'e r und des. Bundes­
mlnIsters R öse h beschlossen, dem Hohen 
Hause die Annahme des Gesetzentwurfes unter 
Berücksichtigung von durch die Abgeordneten 
lng. Hob 1, S t 0 h sund Dr. S c h m i d t be­
antragten Abänderungen zu empfehlen. 

Zu § 16 des Gesetzentwurfes ist der Au&schuß 
der Auffassung, daß die Verwaltungsbehörden 
die Strafbestimmungen unter Bedachtnahme auf 
die Möglichkeiten des § 21 Verwaltungsstraf­
gesetz in der Fa&sung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 275/1971 handha:ben soHen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den A n- . 
t rag, der Nationa:lrat woNe dem von der Bun- , 
desregierung vorgelegten Gesetzentwurf (418 der 
Be~lagen) mit den a n g e sc h 'los ,s e n e n A b- . /. 
ä n der u n gen die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Wien, am 20. No'V,ember 1972 

Dr. Prader 
Obmannstellvertreter 
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2 556 der Beilagen 

). 

Abänderungen 
zum Gesetzentwurf in 418 der Beilagen 

1. Im § 12 Abs. 1 zweiter Satz ist das Wort 
"Einschreiter" durch das Wort "A uskunftswer­
ber" zu ersetzen. 

2. § 12 Abs. 2 zweiter Satz hat 'zu lauten: 

"Dem Antrag ist stattzugeben, wenn berück­
sichtigungswürdige Interes,sen der gemeldeten 
Person dies geboten erscheinen lassen, es sei 
denn, daß anzunehmen ist, daß sich der An­
tragsteHer durch die Auskunftssperre rechtlichen 
Verpflichtung.en entziehen w,iIl." 

3. Im § 13 Abs. 1 zweiter Satz i·st das Wort 
"Einschreiter" durch da·s Wort "AntragsteHer" 
zu ersetzen. 

4. § 16 hat zu lauten: 

,,§ 16. Wer gegen Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes verstößt, begeht eine Verwal-

tungsübertretung und ist von der Bezirks,ver­
waltungsbehörde, im Wirkungsbereich ,runer 
Bundespolizeibehörde von dieser, mit einer 
GeLdstrafe bis zu S 3000·-, im Falle der Unein­
bringlich:keit mit Arrest his zwei Wochen zu 
bestrafen. " 

5. Im § 17 Abs. 2 hat der erste Halhsatz zu 
lauten: 

"Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Mai 1973 in 
Kraft;" 

6. In Anlage A (Vorderseite) ist der Klammer" 
ausdruck ,,(Geburtsdatum, Geburtsort, Polit. Be­
zirk, Staat [falls Geburtosort nicht in Ost,erreich])" 
durch den Klammerausdruck ,,(Geburtsdatum, 
Geburtsort, Polit. Bezirk, [Staat, falls Geburts­
ort nicht in österreich])" zu ersetzen. 
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